Gute Bildung für alle

Politikwechsel für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Gute Bildung ist von zentraler Bedeutung – für die soziale Gerechtigkeit in unserem Land sowie für seine ökonomische Stärke. Gute Bildung legt den Grundstein für demokratische Teilhabe und gute Arbeit. 

Aufgabe einer künftigen Bundesregierung wird es sein, die soziale Spaltung im Bildungswesen zu überwinden, die Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung zu sichern sowie eine hohe Qualität im gesamten Bildungssystem zu entwickeln.

Ohne die Umsetzung des Menschenrechts auf Bildung lassen sich soziale Gerechtigkeit, und Chancengleichheit nicht erreichen, lässt sich demokratische Stabilität in Deutschland nicht sichern.

Diesen Herausforderungen muss eine künftige Bundesregierung gerecht werden. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften stellen folgende Anforderungen:

Anforderung 1: Auf den Anfang kommt es an: Für Chancengleichheit in der frühkindlichen Bildung und in den Schulen

Maßnahmen:

· Krippenausbau in den Ländern beschleunigen: Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz sichern, Qualität der frühkindlichen Bildung anheben, auf das Betreuungsgeld verzichten.

· Bundesweite Standards für die Qualität in der frühkindlichen Bildung schaffen: Aus- und Weiterbildung der Erzieher/-innen, Gruppengrößen, Zeit für Vor- und Nachbereitung. Diese Standards müssen für alle Einrichtungen gelten - unabhängig von der Trägerschaft.

· Gute Ganztagsschulen ausbauen: 40.000 Stellen für Schulsozialarbeiter an Ganztagsschulen mit Schwerpunkt auf Schulen in sozialen Brennpunkten.
· Übergang in Ausbildung erleichtern: frühzeitige Berufs- und Arbeitsweltorientierung und Beratung in den Schulen mit aufsuchenden individuellen Unterstützungsangeboten (z.B. Jugendberufsagenturen, Berufseinstiegsbegleitung) verzahnen.

Anforderung 2: Für eine moderne und gute berufliche Bildung

· Gute Ausbildung braucht Zeit: für drei- und dreieinhalbjährige Ausbildungen.

· Berufe-System erhalten: keine Modularisierung der Ausbildung.
· Ausbildungsbedingungen verbessern: Einhaltung und Ausbau des Jugendarbeitsschutzgesetzes.

· Qualität der Ausbildung ausbauen: unabhängiges Kontrollsystem für Qualität der Ausbildung einführen, Kammern von ihrer Doppelfunktion  als zuständige Stelle und Lobbyverband der Wirtschaft befreien.
· Ausbildungsbetriebe stärken: Ausbau von ausbildungsbegleitenden Hilfen zum Regelinstrument und verstärkte Förderung der assistierten Ausbildung.

· Kosten der Ausbildung gerecht verteilen: Einführung von Branchenfonds, damit Anhebung der Quote der Ausbildungsbetriebe.

· Ausbildungspersonal stärken: Anspruch auf Freistellung und Qualifizierung einführen.

· Ausbildungsgarantie einführen: „Übergangssystem“ neu strukturieren und transparenter machen. Warteschleifen ohne sichere Perspektive auf einen Abschluss abschaffen.

· Qualifikationsbedarfe früh erkennen: Einrichtung von Berufsfachkommissionen der Sozialparteien in den Branchen, damit die Neuordnungsarbeit effizienter wird.
· Sozialpartnerschaft hat Vorrang: keine Ausbildungsordnungen ohne Konsens der Beteiligten. 
· Gute Ordnungsarbeit sichern: keine Verabschiedung von Prüfungsordnungen ohne Umsetzungsempfehlung für Betriebe und Prüfer/-innen
· Gute Ausbildung braucht gute Prüfer/-innen: Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle zur Bedarfsbenennung und Ermittlung von Prüfer/-innen unter Beteiligung und Kammern und der Gewerkschaften. Verpflichtung der Kammern zur Qualifizierung der Prüfer/-innen im Einvernehmen mit den Gewerkschaften, gesetzlich verankerte  Freistellung der Prüfer/-innen.

Anforderung 3: Für eine demokratische und soziale Hochschule

· BAföG stärken: regelmäßiger Inflationsausgleich, Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträge, Senkung des Darlehensanteils und Abschaffung der Altersgrenze. Deutschland-Stipendium abschaffen, frei werdende Mittel sollen ins BAföG fließen.
· Öffnung der Hochschulen für beruflich Qualifizierte: Bonus für beruflich Qualifizierte im Hochschulpakt, Bundesförderung von Fernstudiengängen. Hochschulzugang für Menschen mit mindestens dreijähriger, abgeschlossener Berufsausbildung ohne Einschränkung öffnen, berufsbegleitende Studiengänge und Studienvorbereitung deutlich ausbauen.
· Hochschulen gut ausstatten: Den Hochschulpakt bis 2020 aufstocken und ausfinanzieren.
· Bezahlbarer Wohnraum schaffen: Bund-Länder-Programm für 25.000 Plätze in Studierendenwohnheimen schaffen.
· Master öffnen: Zugang zum Master gesetzlich regeln und Mobilität fördern.
· Zulassungschaos beenden: Hochschulzulassung per Gesetz regeln.
· Qualität von Forschung und Lehre in der Fläche fördern: Keine Fortsetzung der Exzellenzinitiative.
· Karrierewege in der Wissenschaft berechenbarer machen, Beschäftigungsbedingungen stabilisieren: Tarifsperre im Wissenschaftszeitvertragsgesetz streichen.
· Hochschulen demokratisieren: Mitbestimmungsrechte der Personalvertretung ausbauen, hochschulische Selbstverwaltung stärken.
Anforderung 4: Für eine Weiterbildung mit System

· Für eine Kultur der zweiten Chance: Ausbau des Meister-Bafögs – auch das Nachholen eine Schul- und Berufsabschlusses soll gefördert werden.

· Bildungsarmut bekämpfen: Ausbau der Nationalen Strategie für Alphabetisierung und Grundbildung.

· Weiterbildung strukturell befördern: Einrichtung von Weiterbildungsfonds für die Branchen, Tarifverträge und Sozialpartnervereinbarungen zur Weiterbildung stärken (Fortsetzung des ESF-Programms weiter bilden)

· Weiterbildung mit Qualität: Bei der Vergabe von Arbeitsmarktdienstleistungen durch die Bundesagentur für Arbeit müssen Qualifizierung, gute Bezahlung und Beschäftigungsbedingungen der Lehrkräfte zwingend berücksichtigt werden.
· Alle Qualifikationen erfassen: Öffentlich verantwortete Validierung von non-formal und informell erworbenen Qualifikationen.

· Demokratie braucht politische Bildung: Ausbau der Mittel für die Bundeszentrale für politische Bildung, um Informationsbedarf zu decken und Beteiligung zu erhöhen.
Anforderung 5: Kooperation statt Wettbewerb: Für einen leistungsfähigen Bildungsföderalismus

· Für eine gemeinsame Bildungsstrategie: Externe Überprüfung der Ziele der Beschlüsse des Dresdner Bildungsgipfels. Neujustierung und Fortschreibung der gemeinsamen Bildungsziele (10 Prozent BIP für Bildung und Forschung, Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz, Halbierung der Quote der jungen Menschen ohne Schulabschluss, Halbierung der Quote der jungen Menschen ohne Berufsabschluss, höhere Weiterbildungsbeteiligung).

· Bildungsföderalismus reformieren: Einrichtung eines Runden Tisches zur Reform des Bildungsföderalismus unter Beteiligung von Bund, Ländern, Kommunen, Fachverbänden und Sozialpartnern.

· Zusammenarbeit verbessern: Wiedereinführung der gemeinsamen Bildungsplanung

· Föderalismusreform korrigieren: Kooperationsverbot für das gesamte Bildungssystem abschaffen.
· Wiedereinführung der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau.

